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UBM Development AG 

Wien, FN 100059 x 

 

Beschlussvorschläge des Vorstands und des Aufsichtsrats für die 

138. ordentliche Hauptversammlung 

29. Mai 2019 

 

1. Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht und Corporate-Governance-

Bericht, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des Vorschlags für die 

Gewinnverwendung und des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts für das Ge-

schäftsjahr 2018 

 

 Da die Vorlage der vorgenannten Unterlagen nur der Information der Hauptversammlung 

dient, wird es zu diesem Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung geben. 

 

 Der Jahresabschluss 2018 ist bereits durch den Aufsichtsrat gebilligt und damit festge-

stellt worden.  

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss zum 31. 

Dezember 2018 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von € 16.467.500,34 wie folgt zu 

verwenden: 

 

(i) Ausschüttung einer Dividende von € 2,20 je dividendenberechtigter Aktie,  

d.h. als Gesamtbetrag der Dividende € 16.438.796,00 

(ii) Vortrag des Restbetrags in Höhe von  € 28.704,34 

auf neue Rechnung 

 

 Dividendenzahltag ist der 07. Juni 2019. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2018 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2018 amtie-

renden Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 
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4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2018 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2018 amtie-

renden Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

5. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2019 

 

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, im Sinne einer Empfehlung des Prüfungsausschusses, die 

BDO Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, 1040 Wien, 

Am Belvedere 4, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäfts-

jahr 2019 zu wählen. 

 

6. Beschlussfassung über die Neufestsetzung der Aufsichtsratsvergütungen und 

deren Fälligkeiten 

 

Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Be-

schluss fassen: 

 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder für ihre Tätigkeit für das Geschäftsjahr 2018 

sowie für die Folgejahre (sofern eine künftige Hauptversammlung nichts Anderes be-

schließt) wird wie folgt festgesetzt: 

 

a) für den Vorsitzenden des Aufsichtsrats:  € 50.000,-- 

b) für den Stellvertreter des Vorsitzenden des Aufsichtsrats:  € 40.000,-- 

c) für ein einfaches Mitglied des Aufsichtsrats:  € 30.000,-- 

 

Für die Aufsichtsrats- und Ausschusssitzungen wird ein Sitzungsgeld von € 2.000,-- pro 

Mitglied und besuchter Sitzung festgelegt. 

 

Mitglieder des Aufsichtsrats, die nicht in Österreich ansässig sind, erhalten zusätzlich  

eine gesetzlich anfallende österreichische Quellensteuer von der Gesellschaft erstattet. 

 

Die feste Vergütung ist einmal jährlich jeweils im Nachhinein binnen vier Wochen nach 

der ordentlichen Hauptversammlung zur Zahlung fällig.  

 

Das Sitzungsgeld ist jeweils innerhalb von vier Wochen nach einer Aufsichtsratssitzung 

zu zahlen. 
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7. Neuwahl des Aufsichtsrats 

 

Mit Beendigung der kommenden ordentlichen Hauptversammlung läuft die Funktionspe-

riode sämtlicher Mitglieder des Aufsichtsrats ab. 

 

Gemäß § 9 Abs 1 der Satzung der UBM Development AG besteht der Aufsichtsrat aus 

mindestens drei und höchstens zwölf von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern.  

 

Der Aufsichtsrat hat sich bisher, d.h. nach der letzten Wahl durch die Hauptversammlung, 

aus acht von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern zusammengesetzt. (Hinzu-

kommen die nach dem Arbeitsverfassungsgesetz entsandten Mitglieder.) 

 

In der kommenden Hauptversammlung wären nunmehr acht Mitglieder zu wählen, um 

diese Zahl wieder zu erreichen.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, alle acht Mandate zu besetzen, sodass sich der Aufsichtsrat 

nach der Wahl in der kommenden Hauptversammlung wieder aus acht von der Haupt-

versammlung gewählten Mitgliedern zusammensetzt.  

 

Die nachfolgenden Wahlvorschläge des Aufsichtsrats wurden auf der Grundlage der An-

forderungen des § 87 Abs 2a AktG und des Corporate-Governance-Kodex abgegeben. 

 

Die Mehrheit der Kapitalvertreter hat Widerspruch gemäß § 86 Abs 9 AktG erhoben, so-

dass es nicht zur Gesamterfüllung des Mindestanteilsgebots gemäß § 86 Abs 7 AktG, 

sondern zur Getrennterfüllung kommt. 

 

Daher sind bei nachstehendem Wahlvorschlag zumindest zwei Frauen vorzuschla-

gen, um dem Mindestanteilsgebot gemäß § 86 Abs 7 AktG zu entsprechen.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor  

Herrn Ing. Karl-Heinz Strauss, Geburtsjahr 1960,  

Frau DI Iris Ortner, Geburtsjahr 1974,  

Herrn DI Klaus Ortner, Geburtsjahr 1944,  

Herrn Dr. Ludwig Steinbauer, Geburtsjahr 1965, 

Herrn Mag. Paul Unterluggauer, Geburtsjahr 1967, 

Herrn Hon.-Prof. Dr. Bernhard Vanas, Geburtsjahr 1954, 

Frau Dipl.-Kff. Birgit Wagner, Geburtsjahr 1972 und 

Frau Dr. Susanne Weiss, Geburtsjahr 1961,  

mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversammlung in den Aufsichtsrat zu wählen und 

zwar in Übereinstimmung mit § 9 Abs 2 der Satzung bzw § 87 Abs 7 AktG bis zur Been-
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digung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2023 be-

schließt. 

 

Es ist vorgesehen, über jede zu besetzende Stelle in der kommenden Haupt-

versammlung gesondert abzustimmen.  

 

Eine Reihung der vorgeschlagenen Personen zu den einzelnen Stellen wird vorbehalten.  

 

Jede vorgeschlagene Person hat eine Erklärung gemäß § 87 Abs 2 AktG abgegeben.  

 

Der Nominierungsausschuss des Aufsichtsrats hat diesen Vorschlag vorbereitet und bei 

der Erstattung des Vorschlags im Sinne von § 87 Abs 2a AktG auf die fachliche und per-

sönliche Qualifikation des Mitglieds sowie auf die fachlich ausgewogene Zusammenset-

zung des Aufsichtsrats geachtet und Aspekte der Diversität des Aufsichtsrats im Hinblick 

auf die Vertretung beider Geschlechter und die Altersstruktur sowie die Internationalität 

der Mitglieder angemessen berücksichtigt.  

 

Die Hauptversammlung ist bei der Wahl in nachstehender Weise an Wahlvorschläge ge-

bunden. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern samt den Erklärungen gemäß 

§ 87 Abs 2 AktG für jede vorgeschlagene Person müssen spätestens am 22. Mai 2019 

auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht werden, widrigenfalls die be-

treffende Person nicht in die Abstimmung einbezogen werden darf. Dies gilt auch für 

Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 110 AktG, welche der Gesellschaft in Textform 

spätestens am 20. Mai 2019 zugehen müssen, wobei hinsichtlich der Einzelheiten und 

Voraussetzungen für die Berücksichtigung von derartigen Wahlvorschlägen auf die  

„Informationen über die Rechte der Aktionäre nach den §§ 109, 110, 118 und 119 

AktG/Beschlussvorschläge von Aktionären gemäß § 110 AktG“ verwiesen wird. 

 

8. Beschlussfassung über  

 

a) den Widerruf der von der Hauptversammlung am 23. Mai 2017 beschlossenen 

Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 65 Abs 1 Z 4 

und Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b AktG, sowie die Ermächtigung des Vor-

stands gemäß § 65 Abs 1b AktG für die Veräußerung bzw. Verwendung eige-

ner Aktien; sowie  
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b) die Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 65 Ab-

satz 1 Z 4 und Z 8 sowie Absatz 1a und Absatz 1b AktG sowohl über die Börse 

als auch außerbörslich im Ausmaß von bis zu 10 % des Grundkapitals, auch 

unter Ausschluss des quotenmäßigen Veräußerungsrechts, das mit einem 

solchen Erwerb einhergehen kann (umgekehrter Bezugsrechtsausschluss); 

sowie 

 

c) die Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung eigener Aktien auf eine an-

dere Art als über die Börse oder durch öffentliches Angebot und unter Aus-

schluss der allgemeinen Kaufmöglichkeit (Ausschluss des Bezugsrechts) der 

Aktionäre, sowie 

 

d) die Ermächtigung des Vorstands zur Einziehung von eigenen Aktien. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge Folgendes be-

schließen: 

 

a) Die von der Hauptversammlung am 23. Mai 2017 beschlossene Ermächtigung des 

Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 65 Abs 1 Z 4 und Z 8 sowie Abs 1a 

und Abs 1b AktG, sowie die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 65 Abs 1b AktG 

für die Veräußerung bzw. Verwendung eigener Aktien wird widerrufen.  

 

b) Der Vorstand wird von der Hauptversammlung für die Dauer von 30 Monaten vom 

Tag der Beschlussfassung gemäß § 65 Abs 1 Z 4 und Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b 

AktG zum Erwerb eigener Aktien der Gesellschaft bis zu dem gesetzlich zulässigen 

Ausmaß von 10% des Grundkapitals unter Einschluss bereits erworbener Aktien er-

mächtigt. Der beim Rückerwerb zu leistende Gegenwert darf nicht niedriger als 

€ 3,00 und nicht höher als maximal 10% über dem durchschnittlichen, ungewichte-

ten Börseschlusskurs der dem Rückerwerb vorhergehenden zehn Börsetage liegen. 

Der Erwerb kann über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot oder auf eine 

sonstige gesetzlich zulässige, zweckmäßige Art erfolgen, insbesondere auch außer-

börslich, oder von einzelnen, veräußerungswilligen Aktionären (negotiated purchase) 

und auch unter Ausschluss des quotenmäßigen Veräußerungsrechts, das mit einem 

solchen Erwerb einhergehen kann (umgekehrter Bezugsrechtsausschluss). Der Vor-

stand wird weiters ermächtigt, die jeweiligen Rückkaufsbedingungen festzusetzen, 

wobei der Vorstand den Vorstandsbeschluss und das jeweilige darauf beruhende 

Rückkaufprogramm einschließlich dessen Dauer entsprechend den gesetzlichen 

Bestimmungen (jeweils) zu veröffentlichen hat. Die Ermächtigung kann ganz oder 

teilweise und auch in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer 

Zwecke durch die Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen (§ 189a UGB) oder 

für Rechnung der Gesellschaft durch Dritte ausgeübt werden. Der Handel mit eige-

nen Aktien ist als Zweck des Erwerbs ausgeschlossen.  
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c) Der Vorstand wird für die Dauer von 5 Jahren ab Beschlussfassung ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrates eigene Aktien der Gesellschaft auch auf andere Art 

als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot zu veräußern oder zu ver-

wenden. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder auch in mehreren Teilbe-

trägen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke ausgeübt werden. Das quo-

tenmäßige Kaufrecht der Aktionäre bei Veräußerung oder Verwendung auf andere 

Art als über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot wird ausgeschlossen 

(Ausschluss des Bezugsrechts).  

 

d) Der Vorstand wird ermächtigt, ohne weitere Befassung der Hauptversammlung, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien einzuziehen. Der Aufsichtsrat wird er-

mächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch die Einziehung von eigenen Ak-

tien ergeben, zu beschließen. 

 

Wien, im April 2019 

 

 

 

Der Vorstand Der Aufsichtsrat 


